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Gemeinde Gettorf 24214 Gettorf, den 28.12.2021 
- Der Bürgermeister - Karl-Kolbe-Platz 1 

 
 

Bekanntmachung 
 

der Sitzung des Ausschusses für Verkehr, Bauwesen und Umwelt der Gemeinde Gettorf 
 

Montag, 10.01.2022, 18:30 Uhr, 
 

Amtsverwaltung Dänischer Wohld, Sitzungssaal III. OG, Karl-Kolbe-Platz 1, 24214 Gettorf 
 

Zutritt nach 3G-Regel 
 
 

T a g e s o r d n u n g :  
 
Öffentlicher Teil: 
 1. Begrüßung und Eröffnung  
   
 2. Berichte  
   
 3. Einwohnerfragestunde  
   
 3.1. Eingaben  
   
 3.2. Anfragen  
   
 4. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 08.11.2021  
   
 5. Vorstellung der Ergebnisse aus dem Fußverkehrscheck  
   
 6. Bericht der Klimaschutzagentur  
   
 7. Erstellung einer Baumschutzsatzung für die Gemeinde Gettorf  
   
 8. Beschaffung von Geschwindigkeitsmessanlagen  
   
 9. Aufstellungsbeschluss für die 3. Änderung des Bebauungsplan Nr. 56 - Parkschule 

- der Gemeinde Gettorf 
 

   
 10. Aufstellungsbeschluss für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 80  

- Erweiterung Gewerbegebiet Ravensberg Bereich II - der Gemeinde Gettorf 
 

   
 11. Aufstellungsbeschluss für die 17. Änderung des Flächennutzungsplanes und des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 81 - Solar-Freiflächenanlage  
Borghorster Weg - der Gemeinde Gettorf 

 

   
Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte werden nach Maßgabe der Beschlussfassung durch die  
Vertretung voraussichtlich nicht öffentlich beraten. 

 1. Berichte  
   
 2. Sachstand Planung "ehemalige Rollschnelllaufbahn" - Vorstellung eines Konzeptes  
   
 3. Planungen zum Mobilitätskonzept, Kieler Chaussee, ehemalige Rollschnelllaufbahn  
   
 4. Ausweisung von Flächen für Photovoltaikanlagen  
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 5. Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 41 

- Alte Ziegelei - der Gemeinde Gettorf 
 

   
 6. Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 49 

- Südwestliche Erweiterung Siedlung Hasselrott - 
 

   
 

gez. - Vorsitzender -  
Für die Richtigkeit:  
 
Bluhm 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Gemeinde Felm 24214 Gettorf, den 23.12.2021 
- Der Bürgermeister - Karl-Kolbe-Platz 1 

 
 

Bekanntmachung 
 

der Sitzung des Ausschusses für Schulen, Jugend, Sport und Soziales der Gemeinde Felm 
 

Mittwoch, 12.01.2022, 19:00 Uhr, 
 

Dörpshus, Dorfstraße 56, 24244 Felm 
 
 

T a g e s o r d n u n g :  

Öffentlicher Teil: 
 
 1. Begrüßung und Eröffnung  
   
 2. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 17.09.2020  
   
 3. Berichte  
   
 4. Eingaben  
   
 4.1. Anfragen  
   
 5. Einbau stationärer Lüftungsanlagen in Einrichtungen und Bezuschussung  
   
 6. Einwohnerfragestunde  
   

 
 

gez. - Vorsitzender -  
Für die Richtigkeit:  
 
 
Bahr 
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3. Nachtragssatzung 
 
zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Schmutzwas-

serbeseitigung und Niederschlagswasserbeseitigung der  
Gemeinde Felm vom 13. Dezember 2010  

(Gebührensatzung) 
 
 
Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 
28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H., S. 57), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.05.2021 
(GVOBl. Schl.-H. S. 566) sowie § 44 Absatz 3 Satz 6 des Landeswassergesetzes vom 13.11.2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 425), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.06.2020 (GVOBl. Schl.-
H. S., S. 352), der §§ 1 Absatz 1, 2 Absatz 1 Satz 1, 6 Absätze 1, 2 und 4, 9a Absatz 1 Satz 1 sowie 18 
Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 25.05.2021 (GVOBl. Schl.-H., S. 566), der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwas-
serabgabengesetzes in der Fassung vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S., S 425) wird nach Beschluss-
fassung durch die Gemeindevertretung Felm vom 13.12.2021 folgende 3. Nachtragssatzung erlassen: 

 
 

§ 1  
  

In § 5 „Gebührensätze“ werden die Absätze 1 und 2 wie folgt geändert: 
 

(1) Die Gebühr für die Schmutzwasserbeseitigung beträgt 3,72 € je Kubikmeter Abwasser. 

 
(2) Die Gebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung beträgt 0,44 € je Quadratmeter gebührenpflich-

tiger Fläche im Sinne von § 4 Abs. 1. 

 
 

 
§ 2  

Inkrafttreten 
 
Diese 3. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Schmutzwas-
serbeseitigung und Niederschlagswasserbeseitigung der Gemeinde Felm vom 13. Dezember 2010 (Ge-
bührensatzung) tritt am 01.01.2022 in Kraft.  
 
Felm, den 14.12.2021 
 
gez. Suhr   (Siegel) 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung der  
Satzung 

der Gemeinde Felm über die Festsetzung der Hebesätze für die  
Realsteuern in der Gemeinde Felm (Hebesatzsatzung) 

 
 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO), der §§ 1 und 25 des Grundsteuer-
gesetzes und der §§1 und 16 des Gewerbesteuergesetzes wird nach Beschlussfassung durch die Ge-
meindevertretung am 13.12.2021 folgende Satzung der Gemeinde Felm über die Festsetzung der Hebes-
ätze für die Realsteuern in der Gemeinde Felm (Hebesatzsatzung) erlassen: 
 

§ 1 
Erhebungsgrundsatz 

 
Die Gemeinde Felm erhebt 
 

a) von dem in ihrem Gemeindegebiet liegenden Grundbesitz Grundsteuer nach den Vorschriften 
des Grundsteuergesetzes und  
 

b) eine Gewerbesteuer nach den Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes. 
 

§ 2 
Hebesätze 

 
Die Hebesätze für diese Steuern (Realsteuern) werden für das Jahr 2022 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer für  

a) die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 330 v.H. 

b) die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 380 v.H.  

2. Gewerbesteuer auf 341 v.H.  

 
§ 3 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 

 
 
Gettorf, den 22.12.2021 
 
 
gez. Suhr    Siegel 
Bürgermeister 
 
 
Die vorstehende Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Satzung der Gemeinde Felm 
 

über die Erhebung einer Hundesteuer (Hundesteuersatzung)  

 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in der 
Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04.01.2018 
(GVOBl. Schl.-H. S.6), sowie § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 1 S. 1 und 2, § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 und § 18 des 
Kommunalabgabegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) in der Fassung vom 10.01.2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425), 
erlässt die Gemeinde Felm nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 13.12.2021 fol-
gende Satzung: 
 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 
 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund in seinem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat 

(Halter des Hundes). 
 
(2) Eine Steuerpflicht besteht nicht, wenn der Zeitraum der Haltung des Hundes in der Gemeinde Felm 

nicht länger als einen Monat beträgt. 
 

(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe 
oder zum Anlernen hält, wenn nicht nachgewiesen werden kann, dass der Hund in einer anderen 
Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland bereits versteuert wird oder von der Steuer befreit ist. 
 

(4) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemeinsam 
gehalten. 
 

(5) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 
 

§ 3 
Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen dieser Satzung ist 
die Erhebung und Verarbeitung personen- und hundesteuerbezogener Daten gemäß Artikel 6 Abs. 1 
Buchstabe e in Verbindung mit Artikel 6 Abs. 2 der EU-Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung 
mit § 3 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz Schleswig-Holstein ab deren Inkrafttreten durch das Amt Däni-
scher Wohld, zulässig: 
 
Personenbezogene Daten werden erhoben über 
a) Name, Vorname(n) 
b) Anschrift 
c) Geburtsdatum 
d) Daten über Heirat bzw. Daten über den Wohnungseinzug 
e) Bankverbindung 
f) Hunderasse 
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durch Mitteilung bzw. Übermittlung von 
a) Polizeidienststellen 
b) Ordnungsämtern 
c) Sozialämtern 
d) Einwohnermeldeämtern 
e) Kontrollergebnissen des Grünflächenamtes bzw. des Abfallwirtschaftsbetriebes Kiel 
f) Stadtkassen 
g) Arbeitsagenturen 
h) Sozialversicherungsträgern 
i) Kontrollmitteilungen anderer Kommunen 
j) Tierschutzvereinen 
k) Bundeszentralregister 
l) allgemeinen Anzeigern 
m) Grundstückseigentümern 
n) anderen Behörden 
 
Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zwecke der Steuererhebung nach dieser 
Satzung weiterverarbeitet werden. 
 

 
§ 4 

Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem ersten Tag des Monats, der auf den Monat folgt, in dem der Hund 

in einen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, 
der auf den Monat folgt, in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Wohnortwechsel des Hundehalters 
beginnt die Steuerpflicht mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit dem letzten Tag des Monats, welcher dem Monat, in dem der Hund ab-

geschafft wird, abhandenkommt oder verstirbt, vorausgeht. Bei Wohnortwechsel des Hundehalters 
endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermonats, der dem Monat des Wegzuges vorausgeht. 
 

§ 5 
Gefährliche Hunde 

 
(1) Gefährliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind Hunde, die gemäß des Gesetzes über das Halten 

von Hunden (HundeG) vom 26. Juni 2015 in der jeweils gültigen Fassung als solche gelten 
 

(2) Als gefährliche Hunde gelten ferner die Hunde, die von der örtlichen Ordnungsbehörde nach Maß-
gabe des Gesetzes über das Halten von Hunden in der jeweils gültigen Fassung als solche eingestuft 
worden sind. 

 
  

§ 6 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 

für den ersten Hund    84,00 € 
für den zweiten Hund             120,00 €  
für jeden weiteren gehaltenen Hund             156,00 € 
für den ersten und jeden weiteren Hund nach § 5           700,00 € 
 

(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 7), gelten als erste Hunde. 
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Ab dem 01.01.2022 erhält der § 6 Steuersatz folgende Fassung:  
 

§ 6 
Steuersatz 

  
(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 

für den ersten Hund            120,00 € 
für den zweiten Hund               180,00 €  
für jeden weiteren gehaltenen Hund                                           228,00 € 
für den ersten und jeden weiteren Hund nach § 5                   1.200,00 € 

 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der Berechnung der Anzahl der 

Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 7), gelten als erste Hunde. 
 
 

§ 7 
Steuerermäßigung 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 
 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten bewohn-
ten Gebäude mehr als 150 m Wegstrecke entfernt liegen; 

 
b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden 

und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichter*innen abgelegt haben. Das mit dem Antrag 
vorzulegende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein; 
 

c) Hunden, deren Halter die Sachkunde nach § 4 des Gesetzes über das Halten von Hunden (Hun-
deG) durch einen entsprechenden Sachkundenachweis nachgewiesen hat. Die Ermäßigung ist 
auf drei Jahre befristet und gilt für den ersten Hund; 
 

d) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und zur Jagd verwendet 
werden. 

 
(2) Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses Gewerbe angemeldet haben, haben 

zwei Hunde mit den Steuersätzen für den ersten und zweiten Hund zu versteuern. Für weitere 
Hunde, die weniger als sechs Monate im Besitz sind, braucht keine Steuer entrichtet werden. 
 
e) Für Hunde nach § 5 wird keine Steuerermäßigung gewährt.  

 
§ 8 

Steuerbefreiung 
 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 
 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhaltskos-
ten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 
 

2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-
ten Jagdaufsehern und von Landschaftswarten in der für den Forst-, Jagd- oder Landschafts-
schutz erforderlichen Anzahl; 
 

3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl; 
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4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Katastrophenschutzeinheiten 
selbst oder von Personen gehalten werden, die anerkannten Sanitäts- oder Katastrophenschutz- 
einheiten angehören, wenn die Hunde eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern abgelegt 
haben und entsprechend verwendet werden. Das mit dem Antrag vorzulegende Prüfungszeugnis 
darf nicht älter als zwei Jahre sein; 

 
5. Blindenführhunden; 
 
6. Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, tauber und hilfloser Personen unentbehrlich sind; 

die Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht 
werden; 

 
(2) Steuerfrei sind Hunde, die 

 
a) nicht länger als 1 Monat in Pflege oder Verwahrung genommen wurden, auf Probe oder zum An-

lernen gehalten werden. 
 

b) von Personen, die sich nicht länger als 2 Monate im Gemeindegebiet aufhalten und nachweislich 
in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert sind. 
 

c) in den Fällen Abs. 1 Ziffer 1. bis 6. ist die Geeignetheit des Hundes durch Vorlage des jeweiligen 
Prüfungszeugnisses (nicht älter als 2 Jahre) nachzuweisen und die dauerhafte Verwendung des 
Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. 

 
(3) Die Steuerbefreiung wird vom Beginn des Monats der Antragsstellung gewährt. 

 
(4) Für Hunde nach § 5 wird keine Steuerbefreiung gewährt. 
 

§ 9 
Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung und die Steuerbefreiung 

 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 
 
1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 

 
2. der Halter in den letzten 5 Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft wurde, 

 
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume vor-

handen sind. 
 

§ 10 
Melde- und Mitwirkungspflichten 

 
(1) Wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufnimmt oder mit einem Hund zuzieht, 

hat ihn binnen 14 Tagen beim Amt Dänischer Wohld, Finanzabteilung, schriftlich anzumelden. Bei 
der Anmeldung ist die Hunderasse, die Farbe, Geburtsdatum und Anschaffungstag anzugeben. Bei 
der Aufnahme eines Hundes in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb ist der Name und die An-
schrift des Vorbesitzers anzugeben. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 8 Abs. 2 nach Ablauf 
des Monats. 

 
(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen schriftlich abzumelden. Im 

Falle der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers an-
zugeben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z. B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 4 Abs. 2 mit Ablauf des Monats, welcher 
dem Monat vorausgeht, in dem die Abmeldung beim Amt Dänischer Wohld  eingeht. 

 
(3) Fallen die Voraussetzungen für die Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der Halter 

dies binnen 14 Tagen anzuzeigen.  
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(4) Das Amt Dänischer Wohld gibt Hundesteuermarken aus. Bei Verlust erhält der Halter auf schriftli-

chen Antrag eine Ersatzmarke. Der Halter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines um-
friedeten Grundbesitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Mit der Abmeldung des 
Hundes ist die Hundesteuermarke wieder abzugeben. 

 
§ 11 

Besteuerungszeitraum, Steueranspruch, Vorauszahlung und Fälligkeit 
 
(1) Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Der Steueranspruch entsteht mit Ablauf des Kalender-

jahres. 
 
(2) Die Steuer wird nach Entstehen des Steueranspruches festgesetzt. 
 
(3) Hält der Steuerpflichtige den Hund nur für einen Teil des Jahres, so ist die Steuer anteilig festzuset-

zen. Die Steuer ist in diesem Fall nach dem Anteil der Hundehaltung am Kalenderjahr zu berechnen. 
 
(4) Die Gemeinde Felm erhebt Vorauszahlungen auf die Steuer, welche der Steuerpflichtige für den 

laufenden Besteuerungszeitraum voraussichtlich schulden wird. Die Vorauszahlungen werden zu 
Beginn eines Besteuerungszeitraumes festgesetzt. 

 
(5) Die Steuer ist jeweils 14 Tage nach Bekanntgabe des Festsetzungsbescheides fällig. Die festgesetz-

ten Vorauszahlungen sind in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 
15. November eines jeden Jahres fällig und werden mit der für das entsprechende Jahr festzuset-
zenden Steuer verrechnet. 

 
§ 12 

Auskunftspflicht 
 
Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, der Gemeinde Felm oder dem von ihr Beauftragten über 
die auf dem jeweiligen Grundstück gehaltenen Hunde und deren Halter Auskunft zu erteilen. 
 

 
§ 13 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Zuwiderhandlungen gegen §§ 10 und 12 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommu-
nalabgabengesetzes. 

 
§ 15 

Inkrafttreten 
 
1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2021 in Kraft. Alle bisher erlassenen Hundesteuersatzungen 

der Gemeinde Felm  treten mit dem Inkrafttreten dieser Satzung außer Kraft.  
 
(2) Für die Zeit der Rückwirkung der Satzung dürfen die Steuerpflichtigen nicht ungünstiger gestellt wer-

den als nach der bisherigen Satzung. 
(3) Bestandskräftig gewordene Steuerfestsetzungen nach der bisherigen Hundesteuersatzung der Ge-

meinde Felm werden durch die rückwirkende Neuregelung nicht berührt. 
 

Felm, den 29.12.2021 
 
gez. Friedrich Suhr   (Siegel) 
Bürgermeister  
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Satzung der Gemeinde Gettorf 
 

über die Erhebung einer Hundesteuer (Hundesteuersatzung) 

 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in der 
Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04.01.2018 
(GVOBl. Schl.-H. S.6), sowie § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 1 S. 1 und 2, § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 und § 18 des 
Kommunalabgabegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) in der Fassung vom 10.01.2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425), 
erlässt die Gemeinde Gettorf nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 15.12.2021 
folgende Satzung: 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 
 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund in seinem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat 

(Halter des Hundes). 
 
(2) Eine Steuerpflicht besteht nicht, wenn der Zeitraum der Haltung des Hundes in der Gemeinde Gettorf 

nicht länger als einen Monat beträgt. 
 

(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe 
oder zum Anlernen hält, wenn nicht nachgewiesen werden kann, dass der Hund in einer anderen 
Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland bereits versteuert wird oder von der Steuer befreit ist. 
 

(4) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemeinsam 
gehalten. 
 

(5) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 
 

§ 3 
Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen dieser Satzung ist 
die Erhebung und Verarbeitung personen- und hundesteuerbezogener Daten gemäß Artikel 6 Abs. 1 
Buchstabe e in Verbindung mit Artikel 6 Abs. 2 der EU-Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung 
mit § 3 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz Schleswig-Holstein ab deren Inkrafttreten durch das Amt Däni-
scher Wohld, zulässig: 
 
Personenbezogene Daten werden erhoben über 
a) Name, Vorname(n) 
b) Anschrift 
c) Geburtsdatum 
d) Daten über Heirat bzw. Daten über den Wohnungseinzug 
e) Bankverbindung 
f) Hunderasse 
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durch Mitteilung bzw. Übermittlung von 
a) Polizeidienststellen 
b) Ordnungsämtern 
c) Sozialämtern 
d) Einwohnermeldeämtern 
e) Kontrollergebnissen des Grünflächenamtes bzw. des Abfallwirtschaftsbetriebes Kiel 
f) Stadtkassen 
g) Arbeitsagenturen 
h) Sozialversicherungsträgern 
i) Kontrollmitteilungen anderer Kommunen 
j) Tierschutzvereinen 
k) Bundeszentralregister 
l) allgemeinen Anzeigern 
m) Grundstückseigentümern 
n) anderen Behörden 
 
Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zwecke der Steuererhebung nach dieser 
Satzung weiterverarbeitet werden. 
 

§ 4 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem ersten Tag des Monats, der auf den Monat folgt, in dem der Hund 

in einen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, 
der auf den Monat folgt, in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Wohnortwechsel des Hundehal-
ters beginnt die Steuerpflicht mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit dem letzten Tag des Monats, welcher dem Monat, in dem der Hund ab-

geschafft wird, abhandenkommt oder verstirbt, vorausgeht. Bei Wohnortwechsel des Hundehalters 
endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermonats, der dem Monat des Wegzuges vorausgeht. 
 

§ 5 
Gefährliche Hunde 

 
(1) Gefährliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind Hunde, die gemäß des Gesetzes über das Halten 

von Hunden (HundeG) vom 26. Juni 2015 in der jeweils gültigen Fassung als solche gelten. 
 

(2) Als gefährliche Hunde gelten ferner die Hunde, die von der örtlichen Ordnungsbehörde nach Maß-
gabe des Gesetzes über das Halten von Hunden in der jeweils gültigen Fassung als solche eingestuft 
worden sind. 

 
§ 6 

Steuersatz 
 

(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 

für den ersten Hund    96,00 € 
für den zweiten Hund             108,00 €  
für jeden weiteren gehaltenen Hund             120,00 € 
für den ersten und jeden weiteren Hund nach § 5           780,00 € 

 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der Berechnung der Anzahl der Hunde 

nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 7), gelten als erste Hunde. 
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§ 7 
Steuerermäßigung 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 
 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten bewohn-
ten Gebäude mehr als 150 m Wegstrecke entfernt liegen; 

 
b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden und 

eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichter*innen abgelegt haben. Das mit dem Antrag vor-
zulegende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein; 
 

c) Hunden, deren Halter die Sachkunde nach § 4 des Gesetzes über das Halten von Hunden (Hun-
deG) durch einen entsprechenden Sachkundenachweis nachgewiesen hat. Die Ermäßigung ist 
auf drei Jahre befristet und gilt für den ersten Hund; 

 
d) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und zur Jagd verwendet 

werden. 
 

(2) Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses Gewerbe angemeldet haben, haben 
zwei Hunde mit den Steuersätzen für den ersten und zweiten Hund zu versteuern. Für weitere 
Hunde, die weniger als sechs Monate im Besitz sind, braucht keine Steuer entrichtet werden. 
 

e) Für Hunde nach § 5 wird keine Steuerermäßigung gewährt.  
 

§ 8 
Steuerbefreiung 

 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 
 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhalts- 
kosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 

 
2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-

ten Jagdaufsehern und von Landschaftswarten in der für den Forst-, Jagd- oder Landschafts-
schutz erforderlichen Anzahl; 
 

3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl; 
 

4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Katastrophenschutzeinhei-
ten selbst oder von Personen gehalten werden, die anerkannten Sanitäts- oder Katastrophen-
schutz- einheiten angehören, wenn die Hunde eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern 
abgelegt haben und entsprechend verwendet werden. Das mit dem Antrag vorzulegende Prü-
fungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein; 
 

5. Blindenführhunden; 
 

6. Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, tauber und hilfloser Personen unentbehrlich sind; 
die Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht 
werden; 

 
(2) Steuerfrei sind Hunde, die 
 

a) nicht länger als 1 Monat in Pflege oder Verwahrung genommen wurden, auf Probe oder zum An-
lernen gehalten werden. 

 
b) von Personen, die sich nicht länger als 2 Monate im Gemeindegebiet aufhalten und nachweislich 

in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert sind. 
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c) in den Fällen Abs. 1 Ziffer 1. bis 6. ist die Geeignetheit des Hundes durch Vorlage des jeweiligen 
Prüfungszeugnisses (nicht älter als 2 Jahre) nachzuweisen und die dauerhafte Verwendung des 
Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. 

 
(3) Die Steuerbefreiung wird vom Beginn des Monats der Antragsstellung gewährt. 

 
(4) Für Hunde nach § 5 wird keine Steuerbefreiung gewährt. 
 

§ 9 
Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung und die Steuerbefreiung 

 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 
 
1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 

 
2. der Halter in den letzten 5 Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft wurde, 

 
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume vor-

handen sind. 
 

§ 10 
Melde- und Mitwirkungspflichten 

 
(1) Wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufnimmt oder mit einem Hund zuzieht, 

hat ihn binnen 14 Tagen beim Amt Dänischer Wohld, Finanzabteilung, schriftlich anzumelden. Bei 
der Anmeldung ist die Hunderasse, die Farbe, Geburtsdatum und Anschaffungstag anzugeben. Bei 
der Aufnahme eines Hundes in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb ist der Name und die An-
schrift des Vorbesitzers anzugeben. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 8 Abs. 2 nach Ablauf 
des Monats. 

 
(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen schriftlich abzumelden. Im 

Falle der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers an-
zugeben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z. B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 4 Abs. 2 mit Ablauf des Monats, welcher 
dem Monat vorausgeht, in dem die Abmeldung beim Amt Dänischer Wohld  eingeht. 

 
(3) Fallen die Voraussetzungen für die Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der Halter 

dies binnen 14 Tagen anzuzeigen. 
 
(4) Das Amt Dänischer Wohld gibt Hundesteuermarken aus. Bei Verlust erhält der Halter auf schriftli-

chen Antrag eine Ersatzmarke. Der Halter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines um-
friedeten Grundbesitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Mit der Abmeldung des 
Hundes ist die Hundesteuermarke wieder abzugeben. 

 
§ 11 

Besteuerungszeitraum, Steueranspruch, Vorauszahlung und Fälligkeit 
 
(1) Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Der Steueranspruch entsteht mit Ablauf des Kalender-

jahres. 
 
(2) Die Steuer wird nach Entstehen des Steueranspruches festgesetzt. 
 
(3) Hält der Steuerpflichtige den Hund nur für einen Teil des Jahres, so ist die Steuer anteilig festzuset-

zen. Die Steuer ist in diesem Fall nach dem Anteil der Hundehaltung am Kalenderjahr zu berechnen. 
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(4) Die Gemeinde Gettorf erhebt Vorauszahlungen auf die Steuer, welche der Steuerpflichtige für den 

laufenden Besteuerungszeitraum voraussichtlich schulden wird. Die Vorauszahlungen werden zu 
Beginn eines Besteuerungszeitraumes festgesetzt. 

 
(5) Die Steuer ist jeweils 14 Tage nach Bekanntgabe des Festsetzungsbescheides fällig. Die festgesetz-

ten Vorauszahlungen sind in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 
15. November eines jeden Jahres fällig und werden mit der für das entsprechende Jahr festzuset-
zenden Steuer verrechnet. 

 
§ 12 

Auskunftspflicht 
 
Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, der Gemeinde Gettorf oder dem von ihr Beauftragten über 
die auf dem jeweiligen Grundstück gehaltenen Hunde und deren Halter Auskunft zu erteilen. 
 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen §§ 10 und 12 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommu-
nalabgabengesetzes. 

 
§ 15 

Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2021 in Kraft. Alle bisher erlassenen Hundesteuersatzun-
gen der Gemeinde Gettorf treten mit dem Inkrafttreten dieser Satzung außer Kraft.  

 
(2) Für die Zeit der Rückwirkung der Satzung dürfen die Steuerpflichtigen nicht ungünstiger gestellt wer-

den als nach der bisherigen Satzung. 
 

(3) Bestandskräftig gewordene Steuerfestsetzungen nach der bisherigen Hundesteuersatzung der Ge-
meinde Gettorf werden durch die rückwirkende Neuregelung nicht berührt. 
 

Gettorf, den 29.12.2021 
(Siegel) 
 
 
gez. Hans-Ulrich Frank 
Bürgermeister 
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Satzung der Gemeinde Neuwittenbek 
 

über die Erhebung einer Hundesteuer (Hundesteuersatzung)  

 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in der 
Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04.01.2018 
(GVOBl. Schl.-H. S.6), sowie § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 1 S. 1 und 2, § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 und § 18 des 
Kommunalabgabegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) in der Fassung vom 10.01.2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425), 
erlässt die Gemeinde Neuwittenbek nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 
29.11.2021 folgende Satzung: 
 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 
 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund in seinem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat 

(Halter des Hundes). 
 
(2) Eine Steuerpflicht besteht nicht, wenn der Zeitraum der Haltung des Hundes in der Gemeinde Neu-

wittenbek nicht länger als einen Monat beträgt. 
 
(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe 

oder zum Anlernen hält, wenn nicht nachgewiesen werden kann, dass der Hund in einer anderen 
Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland bereits versteuert wird oder von der Steuer befreit ist. 

 
(4) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemeinsam 

gehalten. 
 
(5) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 
 

§ 3 
Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen dieser Satzung ist 
die Erhebung und Verarbeitung personen- und hundesteuerbezogener Daten gemäß Artikel 6 Abs. 1 
Buchstabe e in Verbindung mit Artikel 6 Abs. 2 der EU-Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung 
mit § 3 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz Schleswig-Holstein ab deren Inkrafttreten durch das Amt Däni-
scher Wohld, zulässig: 
 
Personenbezogene Daten werden erhoben über 
a) Name, Vorname(n) 
b) Anschrift 
c) Geburtsdatum 
d) Daten über Heirat bzw. Daten über den Wohnungseinzug 
e) Bankverbindung 
f) Hunderasse 
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durch Mitteilung bzw. Übermittlung von 

a) Polizeidienststellen 
b) Ordnungsämtern 
c) Sozialämtern 
d) Einwohnermeldeämtern 
e) Kontrollergebnissen des Grünflächenamtes bzw. des Abfallwirtschaftsbetriebes Kiel 
f) Stadtkassen 
g) Arbeitsagenturen 
h) Sozialversicherungsträgern 
i) Kontrollmitteilungen anderer Kommunen 
j) Tierschutzvereinen 
k) Bundeszentralregister 
l) allgemeinen Anzeigern 
m) Grundstückseigentümern 
n) anderen Behörden 

 
Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zwecke der Steuererhebung nach dieser 
Satzung weiterverarbeitet werden. 
 

§ 4 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem ersten Tag des Monats, der auf den Monat folgt, in dem der Hund 

in einen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, 
der auf den Monat folgt, in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Wohnortwechsel des Hundehalters 
beginnt die Steuerpflicht mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit dem letzten Tag des Monats, welcher dem Monat, in dem der Hund ab-

geschafft wird, abhandenkommt oder verstirbt, vorausgeht. Bei Wohnortwechsel des Hundehalters 
endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermonats, der dem Monat des Wegzuges vorausgeht. 
 

§ 5 
Gefährliche Hunde 

 
(1) Gefährliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind Hunde, die gemäß des Gesetzes über das Halten 

von Hunden (HundeG) vom 26. Juni 2015 in der jeweils gültigen Fassung als solche gelten. 
 

(2) Als gefährliche Hunde gelten ferner die Hunde, die von der örtlichen Ordnungsbehörde nach Maß-
gabe des Gesetzes über das Halten von Hunden in der jeweils gültigen Fassung als solche eingestuft 
worden sind. 

  
§ 6 

Steuersatz 
 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 

für den ersten Hund   36,00 € 
für den zweiten Hund   48,00 € 
für jeden weiteren gehaltenen Hund   60,00 € 
für den ersten und jeden weiteren Hund nach § 5       288,00 € 

 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der Berechnung der Anzahl der 

Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 7), gelten als erste Hunde. 
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Ab dem 01.01.2022 erhält der § 6 Steuersatz folgende Fassung:  
 

§ 6 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 

für den ersten Hund   48,00 € 
für den zweiten Hund   60,00 € 
für jeden weiteren gehaltenen Hund   72,00 € 
für den ersten und jeden weiteren Hund nach § 5       360,00€ 

 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der Berechnung der Anzahl der 

Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 7), gelten als erste Hunde. 
 

§ 7 
Steuerermäßigung 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 
 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten bewohn-
ten Gebäude mehr als 150 m Wegstrecke entfernt liegen; 

 
b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden 

und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichter*innen abgelegt haben. Das mit dem Antrag 
vorzulegende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein; 
 

c) Hunden, deren Halter die Sachkunde nach § 4 des Gesetzes über das Halten von Hunden (Hun-
deG) durch einen entsprechenden Sachkundenachweis nachgewiesen hat. Die Ermäßigung ist 
auf drei Jahre befristet und gilt für den ersten Hund; 

 
d) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und zur Jagd verwendet 

werden. 
 

(2) Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses Gewerbe angemeldet haben, haben 
zwei Hunde mit den Steuersätzen für den ersten und zweiten Hund zu versteuern. Für weitere Hunde, 
die weniger als sechs Monate im Besitz sind, braucht keine Steuer entrichtet werden. 
 
e) Für Hunde nach § 5 wird keine Steuerermäßigung gewährt.  

 
§ 8 

Steuerbefreiung 
 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 
 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhalts- 
kosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 

 
2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-

ten Jagdaufsehern und von Landschaftswarten in der für den Forst-, Jagd- oder Landschafts-
schutz erforderlichen Anzahl; 

 
3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl; 

 
4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Katastrophenschutzeinhei-

ten selbst oder von Personen gehalten werden, die anerkannten Sanitäts- oder Katastrophen-
schutz- einheiten angehören, wenn die Hunde eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern 
abgelegt haben und entsprechend verwendet werden. Das mit dem Antrag vorzulegende Prü-
fungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein;  
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5. Blindenführhunden; 

 
6. Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, tauber und hilfloser Personen unentbehrlich sind; 

die Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht 
werden; 
 

 
(2) Steuerfrei sind Hunde, die 
 

a) nicht länger als 1 Monat in Pflege oder Verwahrung genommen wurden, auf Probe oder zum An-
lernen gehalten werden. 

 
b) von Personen, die sich nicht länger als 2 Monate im Gemeindegebiet aufhalten und nachweislich 

in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert sind. 
 

c) in den Fällen Abs. 1 Ziffer 1. bis 6. ist die Geeignetheit des Hundes durch Vorlage des jeweiligen 
Prüfungszeugnisses (nicht älter als 2 Jahre) nachzuweisen und die dauerhafte Verwendung des 
Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. 

 
(3) Die Steuerbefreiung wird vom Beginn des Monats der Antragsstellung gewährt. 

 
(4) Für Hunde nach § 5 wird keine Steuerbefreiung gewährt. 

 
§ 9 

Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung und die Steuerbefreiung 
 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 
 
1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 

 
2. der Halter in den letzten 5 Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft wurde, 

 
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume vor-

handen sind. 
 

§ 10 
Melde- und Mitwirkungspflichten 

 
(1) Wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufnimmt oder mit einem Hund zuzieht, 

hat ihn binnen 14 Tagen beim Amt Dänischer Wohld, Finanzabteilung, schriftlich anzumelden. Bei 
der Anmeldung ist die Hunderasse, die Farbe, Geburtsdatum und Anschaffungstag anzugeben. Bei 
der Aufnahme eines Hundes in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb ist der Name und die An-
schrift des Vorbesitzers anzugeben. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 8 Abs. 2 nach Ablauf 
des Monats. 

 
(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen schriftlich abzumelden. Im 

Falle der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers an-
zugeben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z. B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 4 Abs. 2 mit Ablauf des Monats, welcher 
dem Monat vorausgeht, in dem die Abmeldung beim Amt Dänischer Wohld  eingeht. 

 
(3) Fallen die Voraussetzungen für die Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der Halter 

dies binnen 14 Tagen anzuzeigen. 
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(4) Das Amt Dänischer Wohld gibt Hundesteuermarken aus. Bei Verlust erhält der Halter auf schriftli-

chen Antrag eine Ersatzmarke. Der Halter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines um-
friedeten Grundbesitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Mit der Abmeldung des 
Hundes ist die Hundesteuermarke wieder abzugeben. 

 
§ 11 

Besteuerungszeitraum, Steueranspruch, Vorauszahlung und Fälligkeit 
 
(1) Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Der Steueranspruch entsteht mit Ablauf des Kalender-

jahres. 
 
(2) Die Steuer wird nach Entstehen des Steueranspruches festgesetzt. 
 
(3) Hält der Steuerpflichtige den Hund nur für einen Teil des Jahres, so ist die Steuer anteilig festzuset-

zen. Die Steuer ist in diesem Fall nach dem Anteil der Hundehaltung am Kalenderjahr zu berechnen. 
 
(4) Die Gemeinde Neuwittenbek erhebt Vorauszahlungen auf die Steuer, welche der Steuerpflichtige für 

den laufenden Besteuerungszeitraum voraussichtlich schulden wird. Die Vorauszahlungen werden 
zu Beginn eines Besteuerungszeitraumes festgesetzt. 

 
(5) Die Steuer ist jeweils 14 Tage nach Bekanntgabe des Festsetzungsbescheides fällig. Die festgesetz-

ten Vorauszahlungen sind in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 
15. November eines jeden Jahres fällig und werden mit der für das entsprechende Jahr festzuset-
zenden Steuer verrechnet. 

 
§ 12 

Auskunftspflicht 
 
Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, der Gemeinde Neuwittenbek oder dem von ihr Beauftragten 
über die auf dem jeweiligen Grundstück gehaltenen Hunde und deren Halter Auskunft zu erteilen. 
 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen §§ 10 und 12 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommu-
nalabgabengesetzes. 

 
§ 15 

Inkrafttreten 
 
1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2021 in Kraft. Alle bisher erlassenen Hundesteuersatzungen 

der Gemeinde Neuwittenbek treten mit dem Inkrafttreten dieser Satzung außer Kraft.  
 
(2) Für die Zeit der Rückwirkung der Satzung dürfen die Steuerpflichtigen nicht ungünstiger gestellt wer-

den als nach der bisherigen Satzung. 
(3) Bestandskräftig gewordene Steuerfestsetzungen nach der bisherigen Hundesteuersatzung der Ge-

meinde Neuwittenbek werden durch die rückwirkende Neuregelung nicht berührt. 
 

Neuwittenbek, den 29.12.2021 
 
gez. Waltraud Meier   (Siegel) 
Bürgermeisterin 
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Satzung der Gemeinde Osdorf 
 

über die Erhebung einer Hundesteuer (Hundesteuersatzung)  

 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in der 
Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04.01.2018 
(GVOBl. Schl.-H. S.6), sowie § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 1 S. 1 und 2, § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 und § 18 des 
Kommunalabgabegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) in der Fassung vom 10.01.2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425), 
erlässt die Gemeinde Osdorf nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 21.12.2021 
folgende Satzung: 
 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 
 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund in seinem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat 

(Halter des Hundes). 
 
(2) Eine Steuerpflicht besteht nicht, wenn der Zeitraum der Haltung des Hundes in der Gemeinde Os-

dorf nicht länger als einen Monat beträgt. 
 
(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe 

oder zum Anlernen hält, wenn nicht nachgewiesen werden kann, dass der Hund in einer anderen 
Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland bereits versteuert wird oder von der Steuer befreit ist. 

 
(4) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemeinsam 

gehalten. 
 
(5) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 
 

§ 3 
Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen dieser Satzung ist 
die Erhebung und Verarbeitung personen- und hundesteuerbezogener Daten gemäß Artikel 6 Abs. 1 
Buchstabe e in Verbindung mit Artikel 6 Abs. 2 der EU-Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung 
mit § 3 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz Schleswig-Holstein ab deren Inkrafttreten durch das Amt Däni-
scher Wohld, zulässig: 
 
Personenbezogene Daten werden erhoben über 
a) Name, Vorname(n) 
b) Anschrift 
c) Geburtsdatum 
d) Daten über Heirat bzw. Daten über den Wohnungseinzug 
e) Bankverbindung 
f) Hunderasse 
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durch Mitteilung bzw. Übermittlung von 
a) Polizeidienststellen 
b) Ordnungsämtern 
c) Sozialämtern 
d) Einwohnermeldeämtern 
e) Kontrollergebnissen des Grünflächenamtes bzw. des Abfallwirtschaftsbetriebes Kiel 
f) Stadtkassen 
g) Arbeitsagenturen 
h) Sozialversicherungsträgern 
i) Kontrollmitteilungen anderer Kommunen 
j) Tierschutzvereinen 
k) Bundeszentralregister 
l) allgemeinen Anzeigern 
m) Grundstückseigentümern 
n) anderen Behörden 

 
Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zwecke der Steuererhebung nach dieser 
Satzung weiterverarbeitet werden. 
 

§ 4 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem ersten Tag des Monats, der auf den Monat folgt, in dem der Hund 

in einen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, 
der auf den Monat folgt, in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Wohnortwechsel des Hundehal-
ters beginnt die Steuerpflicht mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit dem letzten Tag des Monats, welcher dem Monat, in dem der Hund ab-

geschafft wird, abhandenkommt oder verstirbt, vorausgeht. Bei Wohnortwechsel des Hundehalters 
endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermonats, der dem Monat des Wegzuges vorausgeht. 

 
§ 5 

Gefährliche Hunde 
 

(1) Gefährliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind Hunde, die gemäß des Gesetzes über das Halten 
von Hunden (HundeG) vom 26. Juni 2015 in der jeweils gültigen Fassung als solche gelten. 
 

(2) Als gefährliche Hunde gelten ferner die Hunde, die von der örtlichen Ordnungsbehörde nach Maß-
gabe des Gesetzes über das Halten von Hunden in der jeweils gültigen Fassung als solche eingestuft 
worden sind. 

 
 
 
  

§ 6 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 

für den ersten Hund   48,00 € 
für den zweiten Hund   60,00 € 
für jeden weiteren gehaltenen Hund   72,00 € 
für den ersten und jeden weiteren Hund nach § 5        384,00 € 

 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der Berechnung der Anzahl der Hunde 

nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 7), gelten als erste Hunde. 
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Ab dem 01.01.2022 erhält der § 6 Steuersatz folgende Fassung:  
 

§ 6 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 

für den ersten Hund   72,00 € 
für den zweiten Hund   96,00 €  
für jeden weiteren gehaltenen Hund            120,00 € 
für den ersten und jeden weiteren Hund nach § 5        576,00€ 

 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der Berechnung der Anzahl der Hunde 

nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 7), gelten als erste Hunde. 
 

§ 7 
Steuerermäßigung 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 
 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten bewohn-
ten Gebäude mehr als 150 m Wegstrecke entfernt liegen; 

 
b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden 

und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichter*innen abgelegt haben. Das mit dem Antrag 
vorzulegende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein; 
 

c) Hunden, deren Halter die Sachkunde nach § 4 des Gesetzes über das Halten von Hunden (Hun-
deG) durch einen entsprechenden Sachkundenachweis nachgewiesen hat. Die Ermäßigung ist 
auf drei Jahre befristet und gilt für den ersten Hund; 
 

d) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und zur Jagd verwendet 
werden. 

 
(2) Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses Gewerbe angemeldet haben, haben 

zwei Hunde mit den Steuersätzen für den ersten und zweiten Hund zu versteuern. Für weitere 
Hunde, die weniger als sechs Monate im Besitz sind, braucht keine Steuer entrichtet werden. 

 
e) Für Hunde nach § 5 wird keine Steuerermäßigung gewährt.  

 
§ 8 

Steuerbefreiung 
 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 
 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhalts- 
kosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 

 
2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-

ten Jagdaufsehern und von Landschaftswarten in der für den Forst-, Jagd- oder Landschafts-
schutz erforderlichen Anzahl; 

 
3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl; 
 
4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Katastrophenschutzeinhei-

ten selbst oder von Personen gehalten werden, die anerkannten Sanitäts- oder Katastrophen-
schutz- einheiten angehören, wenn die Hunde eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern 
abgelegt haben und entsprechend verwendet werden. Das mit dem Antrag vorzulegende Prü-
fungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein;  
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5. Blindenführhunden; 
 
6. Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, tauber und hilfloser Personen unentbehrlich sind; 

die Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht 
werden; 

 
 
(2) Steuerfrei sind Hunde, die 
 

a) nicht länger als 1 Monat in Pflege oder Verwahrung genommen wurden, auf Probe oder zum An-
lernen gehalten werden. 

 
b) von Personen, die sich nicht länger als 2 Monate im Gemeindegebiet aufhalten und nachweislich 

in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert sind. 
 

c) in den Fällen Abs. 1 Ziffer 1. bis 6. ist die Geeignetheit des Hundes durch Vorlage des jeweiligen 
Prüfungszeugnisses (nicht älter als 2 Jahre) nachzuweisen und die dauerhafte Verwendung des 
Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. 

 
(3) Die Steuerbefreiung wird vom Beginn des Monats der Antragsstellung gewährt. 

 
(4) Für Hunde nach § 5 wird keine Steuerbefreiung gewährt. 
 

§ 9 
Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung und die Steuerbefreiung 

 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 
 
1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 

 
2. der Halter in den letzten 5 Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft wurde, 

 
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunfts- räume 

vorhanden sind. 
 

§ 10 
Melde- und Mitwirkungspflichten 

 
(1) Wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufnimmt oder mit einem Hund zuzieht, 

hat ihn binnen 14 Tagen beim Amt Dänischer Wohld, Finanzabteilung, schriftlich anzumelden. Bei 
der Anmeldung ist die Hunderasse, die Farbe, Geburtsdatum und Anschaffungstag anzugeben. Bei 
der Aufnahme eines Hundes in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb ist der Name und die An-
schrift des Vorbesitzers anzugeben. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 8 Abs. 2 nach Ablauf 
des Monats. 

 
(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen schriftlich abzumelden. Im 

Falle der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers an-
zugeben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z. B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 4 Abs. 2 mit Ablauf des Monats, welcher 
dem Monat vorausgeht, in dem die Abmeldung beim Amt Dänischer Wohld  eingeht. 

 
(3) Fallen die Voraussetzungen für die Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der Halter 

dies binnen 14 Tagen anzuzeigen. 
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(4) Das Amt Dänischer Wohld gibt Hundesteuermarken aus. Bei Verlust erhält der Halter auf schriftli-

chen Antrag eine Ersatzmarke. Der Halter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines um-
friedeten Grundbesitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Mit der Abmeldung des 
Hundes ist die Hundesteuermarke wieder abzugeben. 

 
§ 11 

Besteuerungszeitraum, Steueranspruch, Vorauszahlung und Fälligkeit 
 
(1) Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Der Steueranspruch entsteht mit Ablauf des Kalender-

jahres. 
 
(2) Die Steuer wird nach Entstehen des Steueranspruches festgesetzt. 
 
(3) Hält der Steuerpflichtige den Hund nur für einen Teil des Jahres, so ist die Steuer anteilig festzuset-

zen. Die Steuer ist in diesem Fall nach dem Anteil der Hundehaltung am Kalenderjahr zu berechnen. 
 
(4) Die Gemeinde Osdorf erhebt Vorauszahlungen auf die Steuer, welche der Steuerpflichtige für den 

laufenden Besteuerungszeitraum voraussichtlich schulden wird. Die Vorauszahlungen werden zu 
Beginn eines Besteuerungszeitraumes festgesetzt. 

 
(5) Die Steuer ist jeweils 14 Tage nach Bekanntgabe des Festsetzungsbescheides fällig. Die festgesetz-

ten Vorauszahlungen sind in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 
15. November eines jeden Jahres fällig und werden mit der für das entsprechende Jahr festzuset-
zenden Steuer verrechnet. 

 
§ 12 

Auskunftspflicht 
 
Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, der Gemeinde Osdorf oder dem von ihr Beauftragten über 
die auf dem jeweiligen Grundstück gehaltenen Hunde und deren Halter Auskunft zu erteilen. 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen §§ 10 und 12 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommu-
nalabgabengesetzes. 

 
§ 15 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2021 in Kraft. Alle bisher erlassenen Hundesteuersatzun-

gen der Gemeinde Osdorf treten mit dem Inkrafttreten dieser Satzung außer Kraft.  
 

(2) Für die Zeit der Rückwirkung der Satzung dürfen die Steuerpflichtigen nicht ungünstiger gestellt wer-
den als nach der bisherigen Satzung 
 

(3) Bestandskräftig gewordene Steuerfestsetzungen nach der bisherigen Hundesteuersatzung der Ge-
meinde Osdorf werden durch die rückwirkende Neuregelung nicht berührt. 
 

Osdorf, den 29.12.2021 
 
gez. Helge Kohrt  (Siegel) 
Bürgermeister 
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6. Nachtragssatzung 
 

zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die  
zentrale Abwasserbeseitigung der Gemeinde Osdorf in den  
Ortsteilen Osdorf, Stubbendorf und Heisch vom 02.12.2009  

(Gebührensatzung) 
 
 
Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 
28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H., S. 57), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.05.2021 
(GVOBl. Schl.-H. S. 566) sowie § 44 Absatz 3 Satz 6 des Landeswassergesetzes vom 13.11.2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 425), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.06.2020 (GVOBl. Schl.-
H. S., S. 352), der §§ 1 Absatz 1, 2 Absatz 1 Satz 1, 6 Absätze 1, 2 und 4, 9a Absatz 1 Satz 1 sowie 18 
Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
25.05.2021 (GVOBl. Schl.-H., S. 566), der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabga-
bengesetzes in der Fassung vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S., S 425) wird nach Beschlussfassung 
durch die Gemeindevertretung Osdorf vom 21.12.2021 folgende  
6. Nachtragssatzung erlassen: 

 
 

§ 1  
  
In § 5 „Gebührensätze“ werden die Absätze 1 und 2 wie folgt geändert: 
 
(1) Die Gebühr für die Schmutzwasserbeseitigung beträgt 3,59 € je Kubikmeter Abwasser. 
 
(2) Die Gebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung beträgt 0,26 € je Quadratmeter gebührenpflichti-

ger Fläche im Sinne von § 4 Abs. 1. 
 
 

§ 2  
Inkrafttreten 

 
Diese 6. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Schmutz-
wasserbeseitigung und Niederschlagswasserbeseitigung der Gemeinde Osdorf in den Ortsteilen    
Osdorf, Stubbendorf und Heisch vom 02. Dezember 2009 (Gebührensatzung) tritt am 01.01.2022 in 
Kraft.  
 
Osdorf, den 22.12.2021 
 
gez. Kohrt   (Siegel) 
Bürgermeister  
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Bekanntmachung der 
 

Satzung 
der Gemeinde Osdorf über die Festsetzung der Hebesätze für die 

Realsteuern in der Gemeinde Osdorf (Hebesatzsatzung) 
 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO), der §§ 1 und 25 des Grundsteuer-
gesetzes und der §§1 und 16 des Gewerbesteuergesetzes wird nach Beschlussfassung durch die Ge-
meindevertretung am 01.12.2021 folgende Satzung der Gemeinde Osdorf über die Festsetzung der He-
besätze für die Realsteuern in der Gemeinde Osdorf (Hebesatzsatzung) erlassen: 
 
 

§ 1 
Erhebungsgrundsatz 

 
Die Gemeinde Osdorf erhebt 
 

a) von dem in ihrem Gemeindegebiet liegenden Grundbesitz Grundsteuer nach den Vorschriften 
des Grundsteuergesetzes und 

b) eine Gewerbesteuer nach den Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes. 
 
 

§ 2 
Hebesätze 

 
Die Hebesätze für diese Steuern (Realsteuern) werden für das Jahr 2022 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer für  

a) die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 380 v.H. 

b) die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 380 v.H.  

2. Gewerbesteuer auf 360 v.H.  

§ 3 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 

 
Gettorf, den 16.12.2021 
 
gez. Kohrt    Siegel 
Bürgermeister 
 
 
Die vorstehende Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.  
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Bekanntmachung der  
 

Satzung 
der Gemeinde Tüttendorf über die Festsetzung der Hebesätze für 
die Realsteuern in der Gemeinde Tüttendorf (Hebesatzsatzung) 

 
 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO), der §§ 1 und 25 des Grundsteuer-
gesetzes und der §§1 und 16 des Gewerbesteuergesetzes wird nach Beschlussfassung durch die Ge-
meindevertretung am 07.12.2021 folgende Satzung der Gemeinde Tüttendorf über die Festsetzung der 
Hebesätze für die Realsteuern in der Gemeinde Tüttendorf (Hebesatzsatzung) erlassen: 
 

§ 1 
Erhebungsgrundsatz 

 
Die Gemeinde Tüttendorf erhebt 
 

a) von dem in ihrem Gemeindegebiet liegenden Grundbesitz Grundsteuer nach den Vorschriften 
des Grundsteuergesetzes und 
 

b) eine Gewerbesteuer nach den Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes. 
 

§ 2 
Hebesätze 

 
Die Hebesätze für diese Steuern (Realsteuern) werden für das Jahr 2022 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer für  

a) die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 330 v.H. 

b) die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 370 v.H.  

2. Gewerbesteuer auf 310 v.H.  

 
§ 3 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 

 
Gettorf, den 16.12.2021 
 
 
gez. Thee   Siegel 
Bürgermeister 
 
Die vorstehende Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.  
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Amtliche Bekanntmachungen 
 

Verkauf und Abbrennen von Feuerwerkskörpern  
 
Aus Anlass des Jahreswechsels 2021/2022 weise ich auf die gesetzlichen Bestimmungen über den Verkauf und das 
Abbrennen von Feuerwerkskörpern hin:  
  
1. Im Jahr 2021 ist das Feilhalten und das Überlassen, insbesondere der Verkauf von pyrotechnischen Gegenstän-

den der Klasse II, unzulässig (§ 22 Abs. 1 Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz (1. SprengV)) in der z. Zt. 
gültigen Fassung.  

2. Auch das Überlassen von pyrotechnischen Gegenständen der Klasse II, z. B. Raketen, Knallfrösche, Kanonen-
schläge, an Personen unter 18 Jahren ist verboten. Es wird darauf hingewiesen, dass von dem Verbot auch das 
Überlassen pyrotechnischer Gegenstände, z. B. von Eltern an die Kinder oder von ältere an jüngere Geschwister, 
erfasst wird (§ 22 Abs. 3 Sprengstoffgesetz (SprengG) in der Bekanntmachung der Neufassung vom 10.09.2002, 
BGBl. I, S. 3518).  

3. Auf der Grundlage des § 24 (2) Ziffer 2 1. SprengV ordne ich an, dass pyrotechnische Gegenstände der Klasse 
II mit ausschließlicher Knallwirkung zum Jahreswechsel innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslage am 
31.12.2021 nur von 17:00 Uhr bis 01.01.2022, 10:00 Uhr, abgebrannt werden dürfen.  

4. Personen bis zum vollendeten 18. Lebensjahr dürfen Feuerwerkskörper der Klasse II nicht abbrennen (§ 20 (2) 
1. SprengV). 

5. Das Abbrennen von Feuerwerkskörpern in unmittelbarer Nähe von Kirchen, Krankenhäusern, Kinder- und Alten-
heimen ist verboten (§ 23 (1) 1. SprengV).  
Reetdachhäuser werden aufgrund ihrer Dacheindeckung als besonders brandempfindlich beurteilt.   

  
Um Brandgefahren durch das Abbrennen und Abschießen von Feuerwerksraketen bzw. Abschussbechern aus Gas- 
oder Schreckschusswaffen aus Anlass des Jahreswechsels 2021/2022 vorzubeugen, wird angeordnet, dass das 
ohnehin vom 01.01., 10:00 Uhr, bis 31.12., 17:00 Uhr, bestehende Abbrennverbot für pyrotechnische Gegenstände 
der Klasse II (§ 23 (1) 1. SprengV) im Umkreis von 200 m um Grundstücke mit Reetdachhäusern für Feuerwerks-
raketen und Abschussbecher aus Gas- oder Schreckschusswaffen auch auf den 31.12.2021 und 01.01.2022 für den 
gesamten Amtsbereich Dänischer Wohld ausgedehnt wird (gemäß § 24 (2) 1. SprengV in Verbindung mit § 2 (2) Nr. 
2 b der Landesverordnung zur Ausführung des Sprengstoffsrechts vom 5.8.77 (GVOBl. Schleswig-Holstein, S. 269) 
in der Fassung vom 13.7.78 (GVOBl. Schleswig-Holstein, S. 211).  
 
Das Zünden von Feuerwerkskörpern ist in den folgenden Bereichen des Amtes Dänischer Wohld gemäß der Allge-
meinverfügung des Kreises Rendsburg-Eckernförde vom 28.12.2021 verboten in: 
 

1. Gettorf: 
 

• Parkplatz vor Penny, Am Markt 10, 24214 Gettorf 
• Parkplatz vor Rewe, Süderstraße 4, 24214 Gettorf 
• Marktfrauen/ Marktbrunnen, Am Markt/ Eichstraße, 24214 Gettorf 
• Karl-Kolbe-Platz, 24214 Gettorf 
• Parkplatz vor Lidl, Ravensberg 10 - 16, 24214 Gettorf 
• Parkplatz bei Aldi und Edeka, Ravensberg 2 und 4, 24214 Gettorf 
• ZOB/ Bahnhof, Am Bahnhof, 24214 Gettorf 

 
2. Osdorf: 

 
• Bushaltestellenbereich Ecke Hauptstraße/ Gildeweg, 24251 Osdorf 

 
Verstöße gegen die genannten Bestimmungen können als Ordnungswidrigkeiten geahndet werden.  
  
Gettorf, 28.12.2021 
 
Amt Dänischer Wohld 
Der Amtsdirektor 
als örtliche Ordnungsbehörde 
 
 
 
Matthias Meins 
Amtsdirektor  
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Stellenausschreibungen 
 

 

 

 

 
Das Amt Dänischer Wohld stellt zum 1. August 2022 eine/n  
 

Auszubildende/n  zur/zum Verwaltungsfachangestellten (m/w/d) 
– Fachrichtung Kommunalverwaltung –  

ein. 

Das Amt Dänischer Wohld im Herzen Schleswig-Holsteins – zwischen Eckernförder Bucht und dem Nord-
Ostsee-Kanal ist eine moderne hauptamtlich verwaltete Kommunalverwaltung und als Dienstleister für ca. 
16.000 Einwohner/innen zuständig.  
 
Es erwartet Sie beim Amt Dänischer Wohld eine anspruchsvolle und vielseitige praktische Ausbildung in 
den Fachbereichen Zentrale Dienste, Finanzen, Ordnungswesen/Bürgerbüro und Bauwesen. Die dreijäh-
rige  Ausbildung erfolgt durch qualifizierte Ausbilder*innen.  
 
Die fachtheoretische Ausbildung erfolgt an den Berufsbildenden Schulen in Rendsburg oder Kiel (Block-
unterricht). Weiterhin gehört zur Ausbildung ein Verwaltungseinführungs- und Verwaltungsabschlusslehr-
gang an der Verwaltungsakademie Bordesholm. Darüber hinaus erfolgt eine Teilnahme an dem kreisin-
ternen Unterricht, der in Form von ganztägigen Workshops in der Kreisverwaltung Rendsburg stattfindet.  
Wir erwarten von den Bewerber*innen:  
 mindestens einen mittleren Bildungsabschluss, 
 mindestens befriedigende Leistungen in den Fächern Deutsch, Mathematik und Wirtschaft/Politik, 
 Interesse an rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Themen, 
 Bürger*innen - und serviceorientiertes Verhalten, 
 Verantwortungsbewusstsein, 
 Kommunikationsfähigkeit, 
 Teamfähigkeit. 

 

Für die Verwaltungsausbildung sind Grundkenntnisse im Umgang mit dem PC sowie den gängigen Office-
Anwendungen sehr von Vorteil.  
 
Wir bieten: 
 

 eine qualifizierte Ausbildung zur/zum Verwaltungsfachangestellten 
 ein Ausbildungsentgelt nach Tarifvertrag – derzeit –    

 

• 1. Ausbildungsjahr:  1.068,26 € brutto 
• 2. Ausbildungsjahr:  1.118,20 € brutto 
• 3. Ausbildungsjahr:     1.164,02 € brutto  

 

 eine Jahressonderzahlung und vermögenswirksame Leistungen entsprechend des Tarifvertrages 
 Ausbildungsabschlussprämie in Höhe von 400,00 Euro brutto 

 
Haben Sie noch weitere Fragen zur Ausbildung beim Amt Dänischer Wohld?  
Dann wenden Sie sich an unsere Ausbildungsleiterin Frau Ute Schwauna unter der Telefonnummer: 
04346/91212. 
 
Wenn wir Ihr Interesse geweckt haben, richten Sie Ihre Bewerbung mit Lebenslauf und Zeugniskopien bis 
zum 31.01.2022 an den Amtsdirektor des Amtes Dänischer Wohld, Karl-Kolbe-Platz 1, 24214 Gettorf.  
Alternativ per Email an poststelle@amtdw.landsh.de (Alle Dokumente in eine pdf-Datei zusammenge-
fasst). 

Amt Dänischer Wohld 
Der Amtsdirektor 
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Die Gemeinde Neuwittenbek  sucht ab sofort zur Verstärkung des Bauhofes eine/n einsatzfreudige/n 
und verantwortungsbewusste/n  

 
Gemeindearbeiter/in (w/m/d) 

 
in Teilzeit (20 h). 
 
Das Beschäftigungsverhältnis ist unbefristet. 
 
Die Aufgabenschwerpunkte sind u. a.: 

• Reinigung und Pflege der Gemeindestraßen, Gemeindewege und –plätze, der Grünanlagen und 
Spielplätze, 

• Mitarbeit bei allen anfallenden Tätigkeiten eines gemeindlichen Bauhofes 
 
Ihr Anforderungsprofil: 

• Abgeschlossene Berufsausbildung als Gärtner/in alternativ mehrjährige Erfahrung im gärtneri-
schen Bereich, 

• Handwerkliches Geschick 
• Einsatzbereitschaft auch außerhalb der üblichen Arbeitszeit z. B.  Winterdienst 
• Selbständiges Arbeiten, Belastbarkeit, Zuverlässigkeit, Flexibilität,  
• Hohes Maß an Kommunikations- und Teamfähigkeit,  
• Besitz des Führerscheins der Klasse B bzw. III (alt),  
• Ortskenntnisse und ein ortsnaher Wohnsitz,  
• Wünschenswert die Erlaubnis zum Führen von Motorkettensägen 
• Bereitschaft zur Ableistung von Mehrarbeit im Bedarfsfall (Krankheits- und Urlaubsvertretung)  

 
Wir bieten: 

• Eingruppierung entsprechend der persönlichen Voraussetzungen in die Entgeltgruppe 4 oder 5 
des TVöD 

• Attraktive Rahmenbedingungen, z. B. 30 Tage Urlaub, betriebliche Altersvorsorge, Jahressonder-
zuwendung, jährliches Leistungsentgelt 

• Abwechslungsreiche Tätigkeiten 
 
Auskünfte zum Arbeitsvertrag erteilt Frau Schwauna von der Amtsverwaltung Dänischer Wohld, Tel.: 
04346/91212. 
 
Fragen zum Aufgabenfeld richten Sie bitte an den Bauhof Neuwittenbek, Tel. 0151/ 54106320. 
 
Bei Interesse richten Sie bitte Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen bis 14.01.2022 an die            
Gemeinde Neuwittenbek (über das Amt Dänischer Wohld), Karl-Kolbe-Platz 1, 24214 Gettorf. 
Alternativ per Email an poststelle@amtdw.landsh.de (Alle Dokumente in eine pdf-Datei zusammenge-
fasst). 
 
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung! 
 

Gemeinde Neuwittenbek  
Die Bürgermeisterin  
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Die Gemeinde Schinkel sucht ab 01.02.2022 für das offene Ganztagsangebot an der Grundschule     
Schinkel eine 

 
 

Betreuungskraft 
(m/w/d) 

 
mit einer durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit von 13,05 h 

(um die Mittagszeit zwischen 12.00 und 15.00 Uhr 
während der Schulzeiten) 

 
 
Das Aufgabengebiet umfasst im Wesentlichen 
 

• Aufsicht und Betreuung von Grundschulkindern (1. – 4. Klasse) in der Zeit von 12.00 bis  
15.00 h  
„Spielen, malen, basteln, lesen, lachen, toben, trösten“ 

• Begleitung und Initiierung verschiedener Spielsituationen im Innen- und Außenbereich;  
Spielmaterialien bereitstellen und aufräumen 

• Begleitung bei den Hausaufgaben 
• Zusammenarbeit mit dem Team 

 
Wir erwarten 
 

• Freundliche und wertschätzende Arbeit mit Kindern, Eltern und dem Team 
• Verantwortungsbewusstsein und selbständiges Arbeiten 
• Flexibilität 
• Belastbarkeit, Kreativität, Zuverlässigkeit  und Teamfähigkeit 
• Bereitschaft zur Fort- und Weiterbildung 

 
 
Die Eingruppierung erfolgt in die Entgeltgruppe S 2 des TVöD.  
 
Fragen beantwortet Ihnen die Leiterin der offenen Ganztagsbetreuung, Frau Strecker, Tel.: 04346 / 8247 
(AB). 
 
Falls wir Ihr Interesse geweckt haben, senden Sie bitte Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen bis 
zum 14.01.2022 an die Gemeinde Schinkel, Karl-Kolbe-Platz 1, 24214 Gettorf oder per Email an  
poststelle@amtdw.landsh.de (in eine pdf-Datei zusammengefasst). 

 
 

Gemeinde Schinkel 
Die Bürgermeisterin 
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Der Schulverband Gettorf und Umgegend sucht ab sofort unbefristet für die Grundschule Gettorf eine/n 

 
 

Schulsekretär/in  (m/w/d) 
 
 
Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt durchschnittlich 14,0 h in der Woche – mit Vorarbeit für die             
Schulferien beträgt die tatsächliche Arbeitszeit 15,0 h – verteilt auf 3 Tage in der Woche.  
 
Das Aufgabengebiet umfasst im Wesentlichen 
 

• Erledigung des Schriftverkehrs für die Schulleitung 
• Terminabsprachen und Koordination 
• Telefondienst und Erteilung von Auskünften 
• Vorbereitung, Organisation und Betreuung von Veranstaltungen, Bewirtung und Betreuung von 

Gästen 
• Erstellen von Statistiken 
• Verwaltung des Büromaterials 
• Bearbeitung von Rechnungen, Verwaltung des Schuletats 
• Erste-Hilfe-Maßnahmen bei Schüler/innen  
• Bearbeitung des Postverkehrs 

 
Wir erwarten 

• Abgeschlossene Berufsausbildung als Verwaltungsfachangestellte/r oder in einem kaufmänni-
schen Beruf 

• Praktische Erfahrung im Ausbildungsberuf bzw. in der Sekretariatsarbeit 
• Sehr gute Kenntnisse in MS Office 
• Bereitschaft, sich in spezifische Schulverwaltungsprogramme einzuarbeiten 
• Organisationsgeschick, Zuverlässigkeit und Belastbarkeit 
• Flexibilität und Teamfähigkeit 
• Fähigkeit zum selbständigen Arbeiten 
• Gutes mündliches und schriftliches Ausdrucksvermögen sowie ein freundliches und sicheres  

Auftreten 
• Kenntnisse in Erste-Hilfe 
• Im Bedarfsfall Vertretung des weiteren Teammitglieds 

 
Die Eingruppierung erfolgt  in die Entgeltgruppe 5 TVöD. 
 
Weitere Auskünfte erteilt Ihnen Frau Schwauna von der Amtsverwaltung Dänischer Wohld                           
Tel.: 04346/91212. 
 
Falls wir Ihr Interesse geweckt haben, senden Sie bitte Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen bis 
zum 14.01.2022 an den Schulverband Gettorf und Umgegend, Karl-Kolbe-Platz 1, 24214 Gettorf. 
Alternativ per Email an poststelle@amtdw.landsh.de (alle Dokumente in eine pdf-Datei zusammenge-
fasst). 
 
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung! 
 

Schulverband Gettorf und Umgegend 
Der Schulverbandsvorsteher 
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Der Schulverband Gettorf und Umgegend sucht ab 10.01.2022 für das offene Ganztagsangebot an der 
Grundschule Gettorf eine/n 

 
 

sozialpädagogische/n Assistenten/in  
 (m/w/d) 

 
 

mit einer durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit von 15,25 h.  
 
 
Der Arbeitseinsatz erfolgt bedarfsorientiert und entsprechend des Stundenkontingents in den Schulzeiten 
von 7.00 Uhr bis 8.00 Uhr und von 11.30 Uhr bis 16.00 Uhr. 
 
Das Aufgabengebiet umfasst im Wesentlichen 
 

• Aufsicht und Betreuung von Grundschulkindern (1. – 4. Klasse) 
vor und nach dem Schulunterricht 
„Spielen, malen, basteln, lesen, lachen, toben, trösten“ 

• Begleitung und Initiierung verschiedener Spielsituationen im Innen- und Außenbereich;  
Spielmaterialien bereitstellen und aufräumen 

• Begleitung bei den Hausaufgaben 
• Zusammenarbeit mit dem Team 

 
Wir erwarten 
 

• Freundliche und wertschätzende Arbeit mit Kindern, Eltern und dem Team 
• Verantwortungsbewusstsein und selbständiges Arbeiten 
• Flexibilität 
• Belastbarkeit, Kreativität, Zuverlässigkeit  und Teamfähigkeit 
• Bereitschaft zur Fort- und Weiterbildung 
 

 
Die Eingruppierung erfolgt in die Entgeltgruppe S 3 des TVöD.  
 
Fragen beantwortet Ihnen die Leiterin der offenen Ganztagsbetreuung, Frau Szafranski,                               
Tel.: 04346 / 6013418. 
 
Falls wir Ihr Interesse geweckt haben, senden Sie bitte Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen bis 
zum 14.01.2022 an den Schulverband Gettorf und Umgegend, Karl-Kolbe-Platz 1, 24214 Gettorf oder per 
Email an poststelle@amtdw.landsh.de (in eine pdf-Datei zusammengefasst). 
 

Schulverband Gettorf und Umgegend 
Der Schulverbandsvorsteher 
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Der Schulverband Gettorf und Umgegend sucht ab sofort als Krankheitsvertretung eine 
                           
 

Reinigungskraft  (w/m/d) 
 
für die Isarnwohld-Schule Gettorf. 
 
Der Arbeitseinsatz erfolgt in der Mittags-bzw. Nachmittagszeit.  
Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt durchschnittlich 15 h.  
 
Die Eingruppierung erfolgt in die Entgeltgruppe 2 der Entgeltordnung zum Tarifvertrag öffentlicher Dienst.  
 
Fragen zum Arbeitseinsatz richten Sie bitten an Frau Haß, Tel.: 0173/6265821. 
 
Wenn Sie Fragen zum Arbeitsverhältnis haben, steht Ihnen Frau Schwauna von der Amtsverwaltung       
Dänischer Wohld unter Tel.: 04346/91212 zur Verfügung.  
 
Wenn wir Ihr Interesse geweckt haben, richten Sie bitte Ihre schriftliche Bewerbung bis 07.01.2022 an den 
Schulverband Gettorf und Umgegend, Karl-Kolbe-Platz 1, 24214 Gettorf.   
Alternativ per Email an poststelle@amtdw.landsh.de (alle Dokumente in eine pdf-Datei zusammenge-
fasst). 
 
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung! 
 

Schulverband Gettorf und Umgegend 
Der Schulverbandsvorsteher 

 
********************* 

 
Der Schulverband Gettorf und Umgegend sucht ab sofort für die Grundschule Gettorf eine 
 

Unterstützungskraft für den  
Schulhausmeister (m/w/d) 

 
im Rahmen einer geringfügigen Beschäftigung (Mini-Job).  
 
Die/der neue Mitarbeiter/in soll teamfähig, flexibel und nach kurzer Einarbeitungszeit in der Lage sein, den 
Schulhausmeister bei den täglich anfallenden Arbeiten zu unterstützen. Handwerkliches und/oder           
gärtnerisches Geschick ist Voraussetzung.  
 
Der Arbeitseinsatz erfolgt flexibel bei einer max. Arbeitszeit von 7 h wöchentlich.  
 
Weitere Auskünfte erteilt Ihnen der Schulhausmeister Herr Kammer, Tel.: 0175/1683814. 
 
Wenn Sie Fragen zum Arbeitsverhältnis und Stundenentgelt haben, steht Ihnen Frau Schwauna von der 
Amtsverwaltung Dänischer Wohld,  Tel.: 04346/91212 zur Verfügung. 
 
Falls wir Ihr Interesse geweckt haben, senden Sie bitte Ihre Bewerbung bis  zum 21.01.2022 an den 
Schulverband Gettorf und Umgegend, Karl-Kolbe-Platz 1, 24214 Gettorf oder per Email an                         
poststelle@amtdw.landsh.de (in eine pdf-Datei zusammengefasst). 
 
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung! 
 

Schulverband Gettorf und Umgegend 
Der Schulverbandsvorsteher  

mailto:poststelle@amtdw.landsh.de
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       Terminankündigung 
 
 
 

 

Weihnachtsbaumabfuhr im Kreis Rendsburg-Eckernförde 
 
Borgstedt, 10.12.2021 
 
Im Januar 2022 sammelt die Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernförde (AWR) kreisweit die ausgedienten Weih-
nachtsbäume ein. Die AWR bittet um dringende Beachtung, dass Gartenabfälle  - auch Tannenbäume - von dieser 
Sammlung ausgeschlossen sind. 
Bitte entfernen Sie vor der Entsorgung allen Schmuck aus Ihrem Baum. In der weiteren Verarbeitung ist auch das 
schönste Lametta schlicht ein ärgerlicher Fremdstoff. 
 

In den Städten Rendsburg, Büdelsdorf und Eckernförde sowie in Alt Duvenstedt (nur in den Ortsteilen Stenten und 
Krummenort) werden die Weihnachtsbäume vom Straßenrand abgeholt.  
 

In allen anderen Orten bringen Sie die ausgedienten Weihnachtsbäume bitte zu den ausgewiesenen Sam-
melstellen. Von dort werden sie dann von uns abgeholt.  
 

So finden Sie Ihren Termin:  
Variante I: Wann in Ihrem Ort und Ihrer Straße die Tannenbäume abgeholt werden,  
finden Sie in der Liste im Anhang. 
 

Variante II: alle Abfuhrtermine finden Sie unter https://www.awr.de/unser-leistungsangebot/leistungen/weihnachts-
baumabfuhr/ 
 

Sie haben Ihren Termin verpasst oder Sie möchten Ihren Baum früher loswerden? Kein Problem! Bis Ende Januar 
können Sie Ihren Weihnachtsbaum auch kostenlos auf einem der zehn AWR-Recyclinghöfe abgeben. 
 

Bei Fragen hilft Ihnen auch gerne das Service-Telefon der AWR: 04331 - 345-123. 
 

Ansprechpartner für diese Terminankündigung: 
Ralph Hohenschurz-Schmidt   
Fon: 04331 / 345 – 103 / E-Mail: hoschmi@awr.de 
 
Gemeinde Datum Sammelplätze 

Felm/Felmerholz 10.01.2022 Grundstück Schule 
OT Felmerholz: Grundstück ehem. Schule 

Gettorf 11.01.2022 

Rollschuhbahn - Eingang Park Süderstraße - Nierott (Parkplatz am  
Wanderweg) - Parkplatz Jägerwinkel (am Kinderspielplatz) - Ofeld  
(bei den Containern) - Bolzplatz am Sander Weg - Karl-Kolbe-Platz  
(innerhalb der Absperrung) 

Lindau 11.01.2022 Großkönigsförde: Feuerwehrgerätehaus, OT Revensdorf: Bauhof/Mehrge-
nerationenhaus 

Neudorf-Bornstein 11.01.2022 OT Neudorf: Feuerwehrgerätehaus 
OT Bornstein: Feuerwehrgerätehaus 

Neuwittenbek 10.01.2022 Parkplatz am neuen Feuerwehrgerätehaus 
OT Altwittenbek: Bolzplatz Steenrott 

Osdorf 10.01.2022 Parkplatz Tennisplatz (Schule) - Schönsland am Wendehammer hinter 
Kreisverkehr rechts 

Schinkel 11.01.2022 Parkplatz hinter dem Feuerwehrgerätehaus 

Tüttendorf 11.01.2022 Blickstedt: Schulhof der ehem. Schule, Wulfshagenerhütten: Bolzplatz,  
Tüttendorf: Bolzplatz an der alten Schule 
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Liebe Interessierte und Freunde 

der Volkshochschule Gettorf, 

 
 
Am 10. Januar startet schon das 
Frühjahrssemester 2022! Viele Kurse 
sind bereits online buchbar. Alle 
aktuellen Informationen zu laufenden 
und startenden Kursen finden Sie auf 
der Seite 
www.vhs-sh.net/vhs-gettorf 
– hier können Sie sich auch direkt 
online anmelden. Das Programm wird 
ständig aktualisiert, also schauen Sie 
öfter mal rein! 

 

Ihre Bodil Busch, 
Leitung der VHS Gettorf 

 
 
 

Sprechzeiten (außerhalb der Schulferien): 
Mo, Di, Mi, Fr: 8.30 – 12.00 Uhr, Do: 16.00 – 19.00 Uhr 
Tel.: 04346 / 60 29 25 (bitte nutzen Sie auch den AB) 

E-Mail: vhs@gemeinde-gettorf.de 

Homepage: www.vhs-gettorf.de 
 
  

http://www.vhs-gettorf.de/
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Wochenmarkt in Gettorf 
 

Besuchen Sie den Gettorfer Wochenmarkt in der Eichstraße (Fußgängerzone) 
freitags    von 08.00 bis 12.00 Uhr 
dienstags von 08.00 bis 14.00 Uhr 

 

 
 
 
 
 
 

Umsonstladen Schinkel  
Wir sind für Sie da, aber nur mit Maske und ggf. etwas Geduld 

 
Wir nehmen und geben unentgeltlich alle nicht sperrigen, noch brauchbaren Gegenstände. 
 
Hauptstraße 49 
24214 Schinkel 
Telefon: 04346 6893 
Ansprechperson: Uwe von Ahlften 
E-Mail: umsonstladen-schinkel@web.de 

Öffnungszeiten in der Schulzeit: 
Dienstag, Freitag, Samstag:  09.30 - 12.30 Uhr 
Dienstag, Freitag:   15.00 - 18.00 Uhr 

Öffnungszeiten in der Ferienzeit: 
Samstag:    09.30 - 12.30 Uhr 

 
 
 
 
 
 

Impressum: 
Herausgeber des Amtsblattes Dänischer Wohld: 
Der Amtsdirektor des Amtes Dänischer Wohld, 
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chungen vorliegen. Wird eine von der vorstehend festgesetzten Erscheinungsfolge abweichende zusätzliche Ausgabe erforder-
lich, so wird auf das Erscheinen und den Inhalt des amtlichen Teils in der Tagespresse hingewiesen. Sollte der jeweilige Erschei-
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Wir bitten um Ihre Mithilfe 
Benutzen Sie bitte die Mängelmeldung 

 
 
An den 
Amtsdirektor des  
Amtes Dänischer Wohld                                                     ......................., den  
- Bauamt - 
Postfach  
24212 Gettorf 
 
 
 
Mängelmeldung 
 
 
Schadensort: ............................................................................................................ 

Ich habe heute gegen .................... Uhr nachstehende Mängel festgestellt: 
 
 Bürgersteig schadhaft 
 Fahrbahndecke schadhaft 
 Hydranten-/Schiebeklappe schadhaft* 
 Kanaldeckel schadhaft*/Pflasterabsackung* 
 Gully liegt zu hoch*/tief* 
 Ampelanlage defekt 
 Verkehrsschild*/Straßenbenennungsschild*  beschädigt / unleserlich 
 Schutt- und Unratablagerungen 
 Straßenbeleuchtung defekt 
 Totholz in Straßenbäumen 
 Pilzbefall an und auf Bäumen 
 
 
Sonstige Mängel ...................................................................................................... 

................................................................................................................................  

 

Bemerkungen: ......................................................................................................... 

 

 

Festgestellt durch: ................................................................................................... 
 
 

                                    ______________________________ 

                                                    Unterschrift                

 

Anschrift: ................................................................................................................. 
................................................................................................................................. 
 
Zutreffendes ankreuzen               *Zutreffendes unterstreichen 
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